Resolution des EAK 

Zum Gottesbezug der Präambel der EU-Verfassung 

vom 13.06.03

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU fordert, dass in der Präambel einer künftigen EU-Verfassung die Verantwortung vor Gott ausgesprochen wird. Der Gottesbezug in der Präambel des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland liegt als Erfahrung zu Grunde, dass keine Verfassung ohne die ausdrückliche Bindung an ein dem Menschen Unverfügbares vor willkürlicher Interpretation sicher ist. 

Der EAK unterstützt damit gleichzeitig die Bemühungen der christlichen Kirchen in Europa, die einen solchen Gottesbezug ebenfalls fordern.

Mit der Berufung auf Gott verbindet sich nicht ein christlicher oder gar kirchlicher Monopolanspruch, sondern hier soll in elementarer Weise der Transzendenzbezug des gesamten menschlichen Lebens im Sinne seiner unveräußerlichen Würde geschützt und bewahrt werden. Gleichzeitig wird daran erinnert, dass auch die politische Gestaltung des vereinten Europas der unverzichtbaren religiösen Wertebindung bedarf, ohne die sein gesamtes kulturelles, humanistisches und geistiges Erbe weder denkbar wäre noch lebendig bliebe.

Bei der gegenwärtigen Diskussion um die EU-Verfassung reicht es nicht aus, die Beteiligungsrechte religiöser Gruppen und Konfessionen zu sichern. Es geht vor allem um das Bemühen, innerhalb der Gesellschaften Europas das Wissen um die Unverfügbarkeit des Menschen in seiner ihm eigenen Würde lebendig zu erhalten und das Bewusstsein der wechselseitigen Verantwortlichkeit der Menschen füreinander zu bewahren.

Halle/Saale, den 13. Juni 2003

